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In dem Verfahren über den Klageerzwingungsantrag

gegen Zypries (u. a.) wegen Rechtsbeugung

danke ich ftir die Gewährung einer Akteneinsicht am I 1. September 2007 .

I. Yerletzteneigenschaft

Die Akte zu dem Beschwerdeverfahren enthält, über den Inhalt des Schrei-
bens der Generalstaatsanwaltschaft vom 9. Juli 2007 hinaus, keine Auße-
rung der Generalstaatsanwaltschaft in Bezug auf die Einstellungsbeschwer-
de des Antragstellers.

Die Generalstaatsanwaltschaft hat allerdings mit Schreiben vom 22. August
2007 gegenüber dem Gericht zu dem Klageerzwingungsantrag Stellung ge-
nommen.

Die Generalstaatsanwaltschaft macht geltend, der Antrag sei mangels Ver-
letzteneigenschaft des Antragstellers unzulässig. Diese Frage betrifft zu-
gleich den Tatbestand der strafrechtlichen Norm.

Die Generalstaatsanwaltschaft stellt fest, der Antragsteller sei nicht Partei
des Rechtsstreits.

Um die Frage nach der Parteistellung beantworten zu können, ist der
RechtsstreiL zu bestimmen. Die Generalstaatsanwaltschaft stellt ab auf die
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht - I BvL 20199 - I - | BvR
933101 - und - I BvR 578105 -.

Der Antragsteller war an diesen Verfahren nicht als Partei beteiligt.
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Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts binden jedoch alle Ge-
richte ($ 31 Abs. 1 BVerfGG). Eine neue Verfassungsbeschwerde oder
Richtervorlage ist nur zulässig, wenn veränderte Umstände vorgetragen
werden.l

Der Antragsteller hat, wie mit Schriftsatz vom 1. September 2007 vorgetra-
gen, am 1 5. April 2007 eine Klage auf Feststellung des gemeinsamen Sorge-
rechtes erhoben.2

Die Beschuldigten haben mit den bezeichneten Verfahren vor dem Bundes-
verfassungsgericht und der nachfolgend unterlassenen Tatsachenfeststellung
mit Wirkung auch flir dieses Verfahren entschieden, an dem der Antragstel-
ler als Partei beteiligt ist.

Die Klage ist demnach unzulässig. Das ist Ergebnis des Verhaltens, das den
Tatvorwurf ausmacht. Die Verletzteneigenschaft ist gegeben.'

Im Zweifelsfall regt der Antragsteller an, die Untersuchung auszusetzen und
eine rechtskräftige Entscheidung des vor dem Amtsgericht Tempelhof-
Kreuzber g re c htshän g i gen Ziv ilv erfahren s abzuwarten.

Wiedereinsetzung

Die Generalstaatsanwaltschaft geht in ihrer Stellungnahme von einem Be-
scheid ohne Rechtmittelbelehrung aus. Damit wäre die Frist des $ 172 Abs.
2 Satz 2 HS 2 SIPO nicht in Gang gesetzt worden.

Sollte das Kammergericht sich dieser Auffassung anschließen wollen, bittet
der Antragsteller um einen kurzen Hinweis, ob weiterer Vortrag zur Fassung
des Antrages zulässig ist.

II.
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R. Schulte-Frohlinde
Rechtsanwalt

I Worauf in glossarischer Form auch Lamprecht in der NJW 3812007 ,2744 f., hinweist. Allerdings unter umge-
kehrten Vorzeichen.
' Wohingegen Coester in der FamRZ 1412007, 1137,1 139, die Auffassung vertritt, man solle sich nicht in einen
Streit über Verfassungswidrigkeit ,,verzetteln", sondern weiter dem Gesetzgeber vertrauen. Der Antragsteller
hatte sich zwecks Veröffentl ichung der Ergebnisse der Anfrage bei dem BMJ Ende 2006 auch an Herrn Coester
gewandt und ihm seinen Text zur Kenntnis gegeben. Rechtlich präziser ist die Bewertung des Amtsrichters,
dessen Richtervorlage zu der Entscheidung des BVerfG geltihrt hatte (Jonas JAmt 712003, 332 f .).
'  Der Antragsteller Äacht dort geltend, die unterlassene Tatsachenfeststellung eröffne auf der Grundlage des
Tenors der Entscheidung des BVerfG vom 29.01.2003 den Zugang zu einer Ermittlung der Tatsachen im Einzel-
fall. Dieser Umstand ist aber Gegenstand des Tatvorwurfs und sollte daher nicht zum Ausschluß der Verletzten-
eigenschaft dienen. Zumal nicht vorhergesagt werden kann, ob das Amtsgericht dieser Auffassung folgen, oder
gar die Sache dem BVerfG zur Entscheidung vorlegen wird.


